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Das Geſpenſt des neuen Putſch
alarmrufe der linken Preſſe Beratungen der Regierung Eine Erklärung der Deutſchnationalen Der
unabhängige Abgeordnete ſpricht in der Nationalverſammlung von einer Neuorganiſation des Kapp-Putſches

Schon ſeit einiger Zeit gehen durch die Spalten der Re-
erungspreſſe fortgeſetzt Alarmnachrichten über angeblich zu

erwartende neue Putſchverſuche von militäriſchen oder rechts
ſtehenden Kreiſen. Das Hauptorgan unſerer Regierung, der
Porwärts“, bringt ſogar in ſeiner geſtrigen Morgenausgabe

tinen „Aufruf zur Wachſamkeit“. Er erwarte ſogar
den Putſch für heute. Es iſt klar, daß dieſe Nachrichten
einen beſtimmten Zweck verfolgen: Umbildung der Reichs
wehr, die in ihrer jetzigen Beſchaffenheit den Unabhängigen
ein Dorn im Auge iſt. Schaffung einer republikaniſchen
Volkswehr (ſprich: Bataillone organiſierter Arbeiter), deren
Vildung unter dem Druck eines konſtruierten „Putſches von
techts“ ſchneller vor ſich gehen kann. Die Deutſchnationale
Volkspartei hat erneut einen Aufruf verbreitet, indem ſie er
flärt, daß ſie nach wie vor jede Gewaltmaßnahme verurteilt
und in Ruhe das Ergebni2 der nun endlich verſprochenen Neu
wahlen abwarten will.

Dazu liegen von unſerem hk-Sonderberichterſtatter folgende
PNeldungen vor:

Beratungen bei Ebert
Berlin, 14. April.

Wie in parlamentariſchen Kreiſen verlautet, haben heute
abend beim Reichskanzler Ebert über die drohende
reaktionäre Gefahr“ Beſprechungen ſtattgefunden. An
dieſer Konferenz nahmen neben den zuſtändigen Vertretern der

Reichswehrminiſter Geßler und Miniſter
Braun teil.

Die beiden deutſchnationalen Abgeordneten Schul z Brom-
berg und Schiele hatten heute abend während der Plenar-
ſtzung eine Unterredung mit dem Reichskanzler Müller und
dem Reichswehrminiſter Geßler, die etwas über eine halbe
Stunde dauerte. Ueber den Jnhalt der Unterredung konnte
nichts näheres erfahren werden.

Eine deutſchnationale Erklärung
Berlin, 14. April.

Wie wir hören, ſteht eine Grklärung der Deutſch
nationalen Volkspartei bevor, in der Stellung ge
nommen wird zu den Erklärungen des Kanzlers und des Reichs
wehrminiſters über die neue Putſchgefahr von rechts. Die
Deutſchnationale Volkspartei verweiſt in dieſer Erklärung er-
neut auf den verfaſſungsmäßigen Standpunkt der Partei, die
iede verfaſſungswidrige Handlung verurteilt.

Kuch Herr Häniſch
Berlin, 14. April.

ſoeben herausgegebener Erlaß des Miniſters für
ung ordnet, wie uns gedrahtet wird, an:
Direkkoren der höheren Lehranſtalten für die männ-

d ſind anzuweiſen, den Schülern den Beitritt
itäriſchen Organiſationen (Zeitfrei-

willigen-Regimentern, Einwohner- und Ortswehren) zu
inter ſagen. Diejenigen Schüler, die bereits derartigen
Formationen angehören, haben ihren Austritt zu er-
laren oder zu beantragen.

Jn Gera ſpukt's
Die Drohung mit dem Generalſtreik.

Gera (Reuß), 14. April.
Die heute hier ſtattgehabte Konferenz der Aktionsausſchüſſe

ind der ſozialiſtiſchen Parteien, welche zu dem Falle Hölz
ind der daraus entſtandenen Militäraktion Stellung
nahm, war von 90 Delegierten beſchickt. Die Regierungen von
kachſen Altenburg und SachſenWeimar wurden durch mehrere
Staatsräte vertreten. Ferner waren anweſend der Präſident
des Thüringer Volksrates, der zweite Vorſitzende des Gewerk-
ſhaftsbundes Berlin, ein Vertreter des Deutſchen Eiſenbahner-
terbandes und der Zivilkommiſſar der Provinz Sachſen. Jn der
mehrſtündigen Debatte wurde übereinſtimmend auf die Ge
ſehr eines neuen Militärputſches hingewieſen. Es
vurden folgende Richtlinien einſtimmig angenommen:

1. Zurückziehung der Reichswehr aus dem Vogtlande auf
berlangen der Arbeiterorganiſationen
2. Unter der Reichswehr und den Arbeitern Auf

lärungsarbeit im Sinne des ſozialiſtiſchen
klaſſenkampfes zu leiſten.

3. Auflöſung der Reichswehr und Bewaffnung der Arbeiter-
haft unter Kontrolle der Arbeiterorganiſationen
u Die Arbeiter ganz Mitteldeutſchlands aufzurufen, mit
yffe der Betriebsräte dan Goneralſtreik über ganz
eutſchland zur Durchſetzung obiger Ziele zu proklamieren.
„Um der Umwelt Sand in die Augen ſtreuen, damit fie

s von dem gefährlichen Treiben von links ſehen ſoll, wird
i Ceſpenſt eines neuen Militärputſches beraufbeſchworen.

Keueſte Tagesnachrichten

Der engliſche und franzöſiſche Kriegs
miniſter erklären eine Vergrößerung der interalliierten
Kontrollkom miſſion in Deutſchland für notwendig.

Die Entente verlangt in einer Note die Ausliefe-
rung der deutſchen Handelsflotte bis auf den
leßten Reſt.

In Frankfurt traf ein belgiſches Bataillon zur Verſtär-
kung der Franzoſen ein. Es wurde von der geſamten franzö
fiſchen Garniſon mit miltitäriſchem Gepränge und Parade
empfangen.

Eine Maſſen und Klaſſenverhetzung in dieſem Sinne iſt doch
nur allzu durchſichtig. Wie die Linke für einen neuen Schlag
gegen die Freiheit unſeres Volkes arbeitet, ſollte endlich der Re
gierung zeigen, wo ihr die Gefahr droht.

r 2 eUnabhängig-franzöſiſches Einvernehmen
Rotterdam, 14. April.

Jm „Pariſer Journal“ findet man wieder einen Beweis,
wie Deutſche mit den Feinden zuſammen gegen ihr Vater-
land arbeiten. Das genannte Blatt bringt einen Artikel aus
der Feder Henry Bidous, worin dieſer eine Schilderung des un-
abhängigen deutſchen Sozialiſten Otto Braß wiedergibt. Braß
hat dem franzöſiſchen Journaliſten im Auftrage der
Roten Armee ſeine Jnformationen diktiert. Otto Braß
ſucht darin zu beweiſen, daß man im Ruhrgebiet keine deutſche
bolſchewiſtiſche Bewegung plante, ſondern ſich nur gegen die
Reichswehrtruppen auflehnte, welche in Gemeinſchaft mit der
Regierung einen Umſturz geplant habe.

Der Pariſer Korreſpondent des „Petit Journal“ meldet, daß
in der vorgeſtrigen Sitzung der Deutſchen Nationalverſammlung
etliche Sozialiſten anweſend waren. Jn den Wandelgängen
unterhielt ſich der franzöſiſche Sozialiſt Renaudel mit dem
Unabhängigen Dr. Cohn, welcher in den nächſten Tagen
Mitteilungen machen wird über die Haltung der franzöſiſchen
Sozialiſten in bezug auf die Beſetzung der heſſiſchen Städte und
der Entſendung der Reichswehr nach dem Ruhrgebiet.

Die verräteriſchen Unabhängigen in der
Nationalverſammlung

Berlin, 14. April.
Präſident Fehrenbach eröffnet die Sitzung um 1 Uhr 20 Min.:
Er machte davon Mitteilung, daß der deutſche Bevollmäch-

tigte bei der interalliierten Kommiſſion in Oppeln gegen die
Zurückhaltung der oberſchleſiſchen Abgeordneten energiſch Ein-
ſpruch erhoben hat. Leider ſeien die bisherigen Verhandlungen
ergebnislos geblieben. (Hört! hört!) Die Alliierten haben
ſich zu einer Aenderung ihres Standpunktes nicht verſtehen
können. Gleichzeitig iſt, wie Präſident Fehrenbach weiter mit-
teilt, der Präſident der deutſchen Friedensdelegation in Paris
in dieſer Angelegenheit bei der Entente vorſtellig ge
worden.
Fortſetzung der Beſprechung der Erklärung
der Regierung und der erſten Beratung des Not
etats.

Abg. Braß (U. S.): Der deutſche Militarismus iſt
nicht niedergebrochen und wirkt weiter. Unſer Gedanke gilt den
Helden, die im Kampfe gegen die Reaktion gefallen ſind. Es iſt
Schwindel, daß ein Putſch von links von langer Hand vor-
bereitet geweſen ſei. Wenn ein Schutz der Ruhrbergwerke nicht
zu vermeiden iſt, ſo iſt eine Beſetzung ſeitens der Entente der-
jenigen durch die Reichswehr vorzuziehen, denn es handelt ſich
um eine Sache der europäiſchen Arbeiterſchaft. (Pfuirufe.) Der
Putſch im Weſten war von Münſter aus ins Werk geſetzt
worden. Lützow hielt ſchon am Sonnabend vormittag in
Münſter Parade ab und verkündete, die Regierung ſei aus
Berlin geflohen. Die Reichswehr hat die Situation im Ruhr-
gebiet erſt geſchaffen. General Watters Haltung war
durchaus unklar. Das ſagt auch Severing. Es iſt ver-
ſtändlich, daß gegenüber dem bisherigen Druck der Gedanke an
eine Räterepublik auftauchte. Beziehungen beſtehen zwiſchen
den deutſchen und den ruſſiſchen Revolutionären. Die Vollzugs-
räte ſtellten ſich auf den Boden des Bielefelder Abkommens und
wollten es halten. Leider übertrzig man die Ausführungs-
beſtimmungen dem General von Watter. Es war vorauszu-
ſehen, daß ſie unausführbar ausfallen mußten. Die Arbeiter
konnten gar nicht darauf eingehen. Die Regierung ſcheint das
ja auch eingeſehen zu haben. Die chriſtlichen Gewerk
ſchaften haben die Reaktion unterſtützt. Es iſt ver-
ſucht worden, die Abſchnittskommandos der neutralen Zone in
der Sicherheitswehr unterzubringen. Ein Teil der Arbeiter
ſchaft hat ſich flüchten müſſen unter den Schutz dex Gutente vor
den Wüterichen der Reichswehr Dieſe Verfaſſung hegt in dan
letzten Zügen. Die Nachrichten von einer roten Armee
ſüdlich der Ruhr ſind erlogen, Wir befinden uns in

der Neuorganiſation des Kapp-Putſches. Die Re
gierung muß ſich mehr auf die organiſierte Arbeiterſchaft ſtützen
und die acht Punkte bewilligen.

Reichspoſtminiſter Giesberts: Aufgabe im Ruhr-
gebiet war, alles zu verſuchen, um Blutvergießen und
Bürgerkrieg zu verhindern. Ausſchreitungen auf
beiden Seiten verurteilen auch wir. Auch das Zentrum, Bürger
tum, Beamtentum und weite Kreiſe der Arbeiterſchaft waren ſich
einig, daß das Schlimmſte paſſieren mußte, wenn die Reichswehr
abmarſchiert, ohne daß Erſatz geſchaffen wäre oder Ruhe herrſchte.
Nach den Bielefelder Beſtimmungen hatte die Rote
Armee kein Kampfziel mehr. Der Kapp-Putſch war er
ledigt. Das Nachrichtenweſen während des Putſches muß
noch beſonders unterſucht werden. Der gute Wille der über
großen Mehrheit der Bevölkerung des Jnduſtriegebietes darf
nicht andauernd beunruhigt werden.

Meine

Von keiner Seite. Vor
allem ſind die zu entwaffnen, die ibre Waffen gegen Verfaſſung
und Regierung brauchen wollen, alſo

reſtloſe Abgabe der Waffen.
Wir müſſen eine Kontrolle der Bevölkerung haben, nicht auf

Grund politiſcher oder krimineller Geſichtspunkte, ſondern auf
Grund ihrer Betätigung. Hätte das Jnduſtriegebiet ſich ruhig
verhalten, wäre der Kapp-Putſch viel ſchneller erledigt worden.
Das Reich muß zuſammengehalten werden. Die Beſetzung
von Frankfurt und Darmſtadt. beweiſt, daß die Aus-
einandertreibung Deutſchlands Frankreichs Ziel bleibt. Sollen
wir es darin unterſtützen?

Reichswehrminiſter Geßler: Wir kommen nicht aus den
jetzigen Verhältniſſen heraus, wenn wir die Atmoſphäre des Miß-
trauens nicht zerſtreuen. Dazu trug die Rede des Abgeordneten
Braß nicht bei. Bei den Verhandlungen in Biele-
feld wurde er erſucht, uns das Material zu geben. Er hat es
nicht getan. Was er heute vorbrachte, enthielt doch wenig
Schlüſſiges. Wie ſollen wir Unterſuchungen anſtellen, wenn
wir das Material nicht haben? General von Watter hat er
klärt, er habe alles getan, um zu verhindern, daß Freikorps nach
Berlin kommen. Wenn wir die Reichswehr wieder aufbauen
wollen, muß man ihr auch den Rechtsſchutz zubilligen, der
jedem Deutſchen zuſteht. Reformiert werden muß der Nach-
richtendienſt und der Aufklärungsdienſt. Jm Nachrichtendienſt
laufen eine Anzahl Exiſtenzen herum, die allerdings gemein
gefährlich ſind. (Zuruf: Auch im Nichtmilitäriſchen!) Damit habe
ich Gott ſei Dank nichts zu tun. (Heiterkeit.) Wir wollen die
Truppen aus dem Ruhrgebiet abziehen. Aber das können wir
erſt, wenn das Gebiet von Waffen geſäubert iſt. Eher kann keine
Beruhigung eintreten. Wenn jemand ſagt, er ſehe

lieber die Entente als die Reichswehr
einmarſchieren, ſo kann ein Deutſcher doch nicht einen Tropfen
deutſchen Blutes in ſeinen Adern haben. (Sehr wahr!) Wenn
Herr Braß wieder nach Koblenz zur Rheinland kommiſſion geht,
um über deutſche Dinge Auskunft zu geben denn er geht nach
Koblenz (Hört, hört!), ſo ſoll er doch die Wahrheit ſagen
und nicht wieder ausſagen, es ſtänden nicht 18 000, ſondern 80 000
Mann in der neutralen Zone. (Unerhört! Raus! Schuft! Ver-
brecherl) Herr Braß hat auch Dokumente, die wir von ihm
nicht erreichen konnten, an die Entente gegeben. (Dauernde
Pfuirufe auf allen Seiten des Hauſes.) Wem es mit einer
Beſſerung bei uns ernſt iſt, der hat die Pflicht, alles Material
der Regierung zu geben. Die Waffenablieferung iſt bis jetzt
ganz ungenügend. Wir hoffen, daß wir in kurzer Zeit weiteſte
Gebiete des Jnduſtriegebietes militäriſch in Ordnung haben.
Wer wünſcht, daß wir nicht ſüdlich der Ruhr einrücken, der ſorge
dafür, daß dort die Waffen abgeliefert werden. Die politi-
ſchen Beamten ſollen ſtatt der zivilen die oberſte
Gewalt haben. Aber dieſe Obervpräſidenten uſw. müſſen dann
auch die nötige Zivilkuraſche haben. (Sehr richtig!)
Gegen Herrn Ehrhardt iſt Haftbefehl erlaſſen. Wir
werden verſuchen, die Brigade Ehrhardt freiwillig
aufzulöſen. Wenn das nicht geht, wird ſie mit Gewalt auf
gelöſt werden. Die auf Gütern in Pommern ſich noch befinden-
den

Reſte von Baltikumtruppen
müſſen auch weg. Wir müſſen die Reichswehr auf
ba uen. Die Truppen erwarten von der Nationalverſammlung
ein Wort der Anerkennung. (Bravo!) Die Sicherheitswehr hat
ebenſo Anſpruch auf Dank. Eine parlamentariſche Kommiſſion
müßte zur Unterſuchung der Greuel im Ruhr-
gebiet nach dort gehen. Unerhörte Greuel ſind von der ſo-
genannten Roten Armee verübt worden. Die Reichswehr wird
die Scharte raſch wieder auswetzen, die ein kleiner Teil der An
gehörigen ihr zugefügt hat. (Lebhafter Beifall.)

Abg. Schwarzer (bayer. Vpt.): Der Einmarſch der
Reichs wehr ins Ruhrgebiet war nach unſerer einmütigen
Ueberzeugung eine abſolute Notwendigkeit. Frank
reichs Haltung war nicht gerechtfertigt. Die an-
deren Alliierten ſcheinen mehr Verſtändnis für die Lebensnot-
wendigkeiten Europas zu haben.

Darauf ſpricht der Abg. Kahl (D. Vp.) gegen die geſtrigen
Angriffe des Reichsjuſtizminiſters Blunck. Er verwahrt ſich ent
ſchieden dagegen, daß ſeine Partei am Kapp-Putſch beteiligt ge-
weſen ſei. Gs kommt abermals zu ſtürmiſchen Szenen, in die
Präſident Fehrenbach eingreift.

Reichsjuftigminifier Blunck hält unter ſtürmiſcher Oppo
ſition ſeine geſtrigen Behauptungen aufreche

Nächſte Sitzung: morgen 1 Uhr.
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Unverzügliche Ablieferung
der Handelsflotte

Berlin, 14. April.
Unſere aus allen beteiligten Kreiſen, auch denen der

Arbeiterſchaft, beſtehende Schiffahrtsdelegation hatte in Lon
don mit dem Maritim Service über die Abgabe unſerer Han-
delsſchiffe Beratungen gepflogen, und iſt danach in Paris auf
den Wunſch der Reparationskommiſſion vor dieſer erſchienen,
um ihr nochmals die geradezu kataſtrophalen Folgen
zu ſchildern, die eine Abgabe unſerer Handelsflotte gemäß
Artikel 2386 des Friedensvertrages für Deutſchland zeitigen
würde. Danach iſt nunmehr die folgende Antwortnote
der Reparationskommiſſion ergangen:

„Wir beehren uns, Sie zu benachrichtigen, daß die Repa
tationskommiſſion das von der Deutſchen Schiffahrtsdelegation
unter dem 6. März 1920 vorgelegte Memorandum eingehend
geprüft hat, indem darauf hingewieſen wird, daß es not-
wendig iſt, daß Deutſchland, um ſeine ſozialen, ökonomiſchen und
finanziellen Organiſationen aufrechtzuerhalten, nicht gezwungen
werden ſollte, die Uebertragung ſeiner geſamten Schiffe auszu
führen, zu der ſie durch Anlage 3 des Artikels 236 des Friedens
vertrages gezwungen iſt.

Die Kommiſſion hat auch eingehend die ergänzenden Mit
teilungen berückſichtigt, welche bei der am Vormittag des 26. März
abgehaltenen Sitzung der Kommiſſion gegeben wurden, an der
die Schiffahrtsdelegation teilnahm, um perſönlich ihre Auf-

faſſungen vorzubringen.
Wir beehren uns, Jhnen mitgzuteilen, daß nach eingehender

Prüfung aller Einzelheiten der Angelegenheit die Kommiſſon zu
dem Beſchluß gelangt iſt, daß nicht genügend Gründe
vorgebracht waren, um eine Abänderung der Bedingungen des
Annexes 3 der von der Deutſchen Delegation geforderten Art
zu rechtfertigen.
Die Reparationskommiſſion fordert daher die Deutſche Schiff
ſahrtsdelegation auf, un ver züglich die Uebertragung des in
Frage ſtehenden Schiffsraumes gemäß den Direktiven des
Maritim Service in Angriff zu nehmen.“

Nach der „Voſſ. Ztg. hat die deutſche Regierung eine neue
Note nach Paris gerichtet. Jn der Note werden nochmals die

Anerfüllbarkeit der Vertragsbedingungen und die ver-
nichtenden Wirkungen unterſtrichen, die die Herausgabe unſerer
letzten Schiffe es ſollen alle Schiffe über 1600 To. und 50
v. H. der Schiffe zwiſchen 1000 und 1600 To. ausgeliefert
werden, ſo daß nur Schiffe von weniger als 1000 To. übrig
bleiben würden für die geſamte deutſche Volkswirtſchaft
haben müßte.
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Reviſion des FHriedensvertrages
Amſterdam, 14. April.

7 Handelsblad“ ſchreibt: Weder England noch
Jtalien noch auch die Vereinigten Staaten haben ein Jn
tereſſe an dem Zuſammenbruch Deutſchlands.
Jmmer mehr dringt die Ueberzeugung durch, daß der Frie
densvertrag mit ſeinen vielen unmöglichen und un
durchführbaren Beſtimmungen die Geſundung
DHeutſchlandss behindert und demzufolge die Revi-
ſion des Vertrages notwendig iſt. Es muß wohl immer
von neuem ein Konflikt mit Frankreich entſtehen,
wo man ſich an den Friedensvertrag feſtklammert, da man mit
der wirtſchaftlichen Wiederherſtellung Deutſchlands auch die
Wiederherſtellung von deſſen früherer Macht befürchtet. Es
handelt ſich um die Frage, ob Frankreich ſich mit den anderen
Allirerten vereinigen wolle, um Deutſchland durch verſöhnliche
Haltung und Zuſammenarbeit in die Lage zu ſetzen, ſeine
gegenwärtigen Schwierigkeiten zu überwinden und ſich wieder-
aufzurichten, oder ob Frankreich beabſichtige, eine Politik zu
führen, die darauf abzielt, ſowohl die wirtſchaftliche Wiederher-
ſtellung Deutſchlands als auch ſeine Einheit zu bedrohen. Alle
Verſuche, die Meinungsverſchiedenheit zwiſchen England und
Frankreich auf perſönliche Verſtimmung Lloyd Georges
zurückzuführen, können die grundſätzliche Meinungsverſchieden
heit zwiſchen den Alliierten nicht beſeitigen. Aus der be
ſtimmten Erklärung Bonar Laws geht hervor, daß von der in
der Northcliffepreſſe und auch franzöſiſchen Blättern behaup
teten perſönlichen Politik Lloyd Georges keine
Rede iſt.

Rotterdam, 14. April.
Der parlamentariſche Mitarbeiter des „Daily Chronicle“

ſchreibt, die engliſche Regierung ſei ſehr angenehm berührt durch

die ſchwelle und herzliche Weiſe, mit der Frankreich ihren
Wünſchen entgegengekommen ſei. Die Regierung habe in ihrer
Bereitwilligkeit zur Mitarbeit bei der Durchführung des
Friedensvertrages niemals geſchwankt, aber ein überreiztes und
iſoliertes Vorgehen für gefährlich gehalten. Sie ſei der Meinung,
daß jeder wichtige Schritt bei der Ausführung des Vertrages an
gemeſſen und allgemein gebilligt ſein müſſe Die Konferenz
von San Remo werde Gelegenheit zur Unterſuchung der
Tatſachen und der Abſichten geben und zweifellos helfen, die
Pſhgen nung zwiſchen den verſchiedenen Regierungen zu
eſtigen.

Die Entwaffnung Deutſchlands
Paris, 14. April.

Der Kriegsminiſter teilt mit, daß vorgeſtern nachmittag
der engliſche Staatsſekretär für den Krieg Churchill mit
dem franzöſiſchen Kriegsminiſter André Lefèvre in An-
weſenheit von Marſchall Foch und einiger franzöſiſcher und
engſiſcher Generale, darunter General Bingham, die Frage
der techniſchen Durchführung der Friedensvertragsklauſeln
betreffend die Ablieferung und die Zerſtörung
des deutſchen Kriegsmaterials, namentlich des
Artilleriemateriols, geprüft habe. Man ſei zu einem voll
ſtändigen Etinserſtändnis gelangt und auch darin einig ge-
weſen, daß die Durchführung der Maßnahmen beſchleunigt
werden müſſe, und daß es deshalb notwendig ſei, die Zahl der
britiſchen und franzöſiſchen Offiziere bei der interalliierten
Kontrollkommiſſtion in Deutſchland zu vermehren.

Hölz wieder enthkommen
Plauen, 14. April.

Wie aus Jägersgrün berichtet wird, iſt dort heute früh
eine fliggende Automobilkolonne des Detachements J ein
gerückt, vas die Verfolgung der in den umliegenden Wäldern
umherſtreifenden Rotgardiſten aufgenommen hat. Es kam
zwiſchen den Truppen und Rotgardiſten zu vereinzelten
Schießereien, wobei einige Rotgardiſten getötet und ver-
wundet wurden. Bis heute mittag waren 72 Angehörige der
Roten Garde gefangen genommen, darunter auch ein Führer
de s l n namens Fork. Unter den Ge-fangenen befinden ſich auch zwei Ruſſen. Alle Rotgardiſten
hatten bedeutende Geldbeträge bei ſich. Die Reichswehrtruppen
erbeuteten außerdem ein Automobil mit 200 Gewehren. Auch
in Falkenſtein iſt heute vormittag Reichswehr ein
gerückt. Hölz iſt ſeit dem Vormittag von dort ver
ſchwunden und ſoll ſich nach Gottesberg begeben haben. Die
Reichswehr nahm in Falkenſtein die Verhaftung einer größeren
Anzahl von Spartakiſten vor, darunter die rechte Hand des Hölz,
den ehemaligen Sprachlehrer und Kinoerklärer Kurt e.

Der Kommuniſt Hölz hat mit ſeinen Leuten heute Nacht
Klingenthal plötzlich verlaſſen, nachdem er die geforderte eine
Million Mark von den feſtgenommenen Geiſeln erhalten hat.
Gegen 4 Uhr morgens erſchien Hölz und ſeine Genoſſen in ſechs
Automobilen in Auerbach im Vogtland, wo die Wagen in
deſſen von der dortigen Polizei und der Einwohnerwehr ſofort
erkannt und feſtgehalten wurden. Es entwickelte ſich eine
Schießerei, verletzt wurde jedoch niemand. Die Poliziſten
hielten ver Automobile feſt und verhafteten zehn Jnſaſſen,
während es Hölz mit den beiden anderen Automobilen gelang,
zu entkommen. Jn Plauen hat ſich nichts Neues ereignet. Die
Stadt iſt ruhig.

Klingenthal, 14. April.
Die Grenze iſt auf böhmiſcher Seite ſtark von tſchecho

ſlowakiſchen Truppen beſetzt. Hölz iſt mit ſeinen Anhängern
heute nacht hier verſchwunden. Einige Nachzügler wurden ver
haftet. Die Leute des Hölz, die über Unter-Sachſenberg und
Jägersgrün nach Auerbach geflüchtet ſind, haben bei Zwotenthal
die Giſenbahnbrücke zerſtört und die Geleiſe geſprengt,
ſo daß der Verkehr eingeſtellt iſt. Jn Schöneck wurden heute
früh von durchmarſchierenden Reichswehrtruppen eine Anzahl
Rotgardiſten, die in den dortigen Gaſthäuſern übernachteten,
feſtgenommen und ihnen über 6000 Mark abgenommen.

Das Vorgehen der Reichswehr
Dresden, 14. April.

Vom Wehrkreiskommando 4 wird über die Lage in Süd
weſtſachſen am 14. April mitgeteilt:

Auf Erſuchen der ſächſiſchen Regierung haben die mili
täriſchen Maßnahmen zur Wiederherſtellung ver-
faſſungsmäßiger Zuſtände im Vogtlande einge-
ſetzt. Die hier zuſammengezogene Reichswehr ſteht unter dem
Befehl des Generals Senfft von Pilſach, dem als Regie-
rungskommiſſar Herr Otto Schulz zugeteilt iſt. Truppen unter
Führung von Oberſt von Schönfeld rückten am 14. April von

früh von Reich

Hof in Bayern ins Vogtland ein. Sie haben jetzt Klingen,
thal, Falkenſtein und Plauen beſetzt. Jn verſchiedenen
Richtungen wurden zeitweiſe mit Laſtkraftwagen Streifunter,
nehmungen ausgeſführt, um die ſchwer bedrängte Bevölkerun,
von den Hölzſchen Banden zu befreien. Perſonenkraftwagen und
Waffen des Hölz wurden hierbei erbeutet. Jn Oelsnitz g.
lang es ferner, einen Mann der Hölzſchen Bande feſtzunehmen
der Zahlungsanweiſungen für die von Hölz in Plauen erpreßzten

Gelder an die Bank von Klingenthal bei ſich trug.
Weitere Truppen unter Führung des Oberſten Bock von

Wülfingen ſind in Gegend Burgſtädt und in Gegend ſüdweſth
und öſtlich von Chemnitz eingerückt. Das Stadtgebiet von Chem,
nitz wurde nicht beſetzt.

Amtlicher Bericht aus dem Vogtlande
Leipzig, 14. April. (Amtlicher Bericht aus dem Vogtlande.)

lauen, Falkenſtein und Klingenthal ſind heue Weis hatte geſtern abend 7 Uhr die Bahnlinie ingenthalZwotenhat ger und bei der Station Zwotenthal zwei Weichen und
Brücken geſprengt. Eine daraufhin zur Verfolgung der Hölze,
ſchen Bande auf Klingenthal angeſetzte Reichswehrkolonne hatte
in Zwönitz einen Zuſammenſtoß mit Bewaffneten und hat
Klingenthal heute vormittag erreicht.

Hölzſche Banden, die von Klingenthal heute nacht im
Kraftwagen über Auerbach entkommen ſind, wurden in Rauten-
krangz ſüdöſtlich Auerbach von Reichswehrtruppen in einen kurzen
Kampf verwickelt. 80 Mann wurden gefangen genommen. Zwei
Perſonenkraftwagen und vier Laſtkraftwagen wurden erbeutet,
Hölz mit weiteren Teilen ſeiner Banden entkam an,
ſcheinend in der Richtung auf Johanngeorgenſtadt.

Jn Schönheide wurden durch Gendarmerie drei Hölz,
gardiſten verhaftet, welche angaben, Hölz habe, nach dem Zu
ſammenſtoß bei Auerbach 500 ſeiner Anhänger bei Schönheide
entlaſſen mit einem Fluchtgeld-von 500 Mark für einen jeden

Von Teilen der bei Chemnitz verſammelten Reichswehr-
truppen wurde heute die Gegend Burg ſtädt und
Urſprung-Neukirchen (ſüdweſtlich Chemnitz) erreicht.

Der Kommuniſt Nadler in Glauchau hat geſtern
nachmittag gegen eine ihm ſeitens der dortigen Arbeitgeber an
gebotene Zahlung von 28 000 Mark Glauchau mit 30 Mann
ſeiner Anhänger verlaſſen. Ein Teil ſeiner roten Garde
hat ſich von ihm losgeſagt und iſt in Glauchau geblieben. Jn
den letzten Tagen hatten Waffenverſchiebungen von
Leipzig über Hartha nach Chemnitz und von dort nach
Glauchau ſtattgefunden.

Jn Oelsnitz wurde beim Einmarſch der Reichswehr ein
Bankbeamter feſtgenommen, in deſſen Beſitz ſich 800 000 Mark
befanden. Es ſteht noch nicht feſt, ob es ſich um einen Teil der
Beute des Hölz handelt, die dieſer in Höhe von einer Million
Mark in Klingenthal von Fabrikanten unter Androhung ihrer
Feſtnahme oder des Niederbrennens der Fabriken erpreßt hatte.

Auch Polen will beſetzen
Breslau 14. April.

Wie die „Schleſ. Volkszeitung zu melden weiß, hat die
pulniſhe Regierung dem Rat der Alliierten mitgeteilt, ſie be
abſichtige demnächſt gegen Deutſchland mit Beſetzungs-
maßnahmen vorzugehen, falls es ſeine Verpflichtungen
Polen gegenüber nicht erfülle.

r .O”4—4—.—“„

Generalſtreik in Eupen-Malmedy
Aachen, 14. April.

Dem „Volksfreund“ zufolge iſt heute vormittag der Gene-
ralſtreik in Eupen-Malmedy und Monſchau aus
gebrochen. Der Streik richtet ſich gegen die wirt-
ſchaftlichen Maßnahmen der belgiſchen Regie
rung in Eupen und Malmedy und gegen die Abtretung
der Monſchauer Bahn an Belgien, die von der Grenz-
kommiſſion beſchloſſen worden iſt. Die Streikleitung hat den
belgiſchen Behörden und der franzöſiſchen Kommandantur in
Monſchau eine Liſte von Forderungen überreicht. Jn
Monſchau haben heute vormittag große Kundgebungen
vater ländiſchen Charakters ſtattgefunden. Jn den
drei Kreiſen iſt der Generalſtreik allgemein. Die ganze Be
amtenſchaft einſchließlich Poſt und Telegraphie, ſtreikt. Ueber
die Haltung der Eiſenbahner iſt noch keine Entſcheidung ge
troffen.

3

(Nachdruck verboten.)

Bis in das Elend.
Ein Kampf um das Deutſchtum.

13) Von Max Dreu- Halle.
Selbſt die Kinder Radnickis haben Reſpekt vor ihr, und

der zweite, dritte und vierte Junge des Polen (Joſeph iſt
der älteſte) ziehen ſogar ihre Kappe vor ihr, die ihnen ſonſt
auf dem Kopfe feſtgewachſen zu ſein ſcheint. Nur der
Joſeph, der ſich immer mehr zum echten Strolch entwickelt,
grüßt ſie ſo wenig wie ſonſt irgendeinen Menſchen, obwohl
ſie gerade den ſtörriſchen Burſchen wiederholt freundlich und
gütig auf polniſch, das ſie wie ihr Vater vollſtändig be
herrſcht, angeſprochen hat. Das Mariechen aber iſt ſeit dem
Weihnachtsabend ihre beſte Freundin, und dem beſänftigen-
den, ſtillen Einfluß, den ſie auf die Frau Radnicki ausgeübt
hat, iſt es wohl zu danken, daß die Kleine nicht von der
eigenen Familie gequält und mißhandelt wird. Wenigſtens
haben wir von ſolchen Mißhandlungen in den letzten Tagen
nichts erfahren können, und Mariechen antwortet, wenn
man ſie fragt, wie es zu Hauſe geht:

„Dobre!“ (Gut.)
So iſt der Pfarrer in ſeiner Familie ein glücklicher

Mann zu nennen, und doch trägt er, glaube ich, an einem
ſtillen Kummer. Er iſt zwar noch in voller körperlicher
Rüſtigkeit und nimmt es darin mit jedem Jüngling auf;
aber immerhin, fünfundſechzig Jahre ſind keine Jugend
mehr und man muß daran denken, daß das Leben zur Rüſte
geht und das Ende vielleicht einmal ganz plötzlich und ſchnell
eintreten kann. Daran denkt der Pfarrer gar viel als echter
Chriſt und furchtloſer Mann, und er hat ſein Haus für den
Fall ſeines Todes wohlbeſtellt. Nur die Zukunft ſeiner
Hedwig, ſeines Lieblings. ſähe er gern ſicherer geſtellt; er
möchte es gern noch erleben, daß das Mädchen einen braven
und treuen Gatten fände, an deſſen Seite es vor allen
Lebensſtürmen geſchützt ſei; danach will er, wenn ſein
Stündlein kommtt, beruhigt in die

So hat er mir ueulich anvertraut. och hier
Orte iſt niemand, zu dem

in
das tief veranlagte und hochge

bildete Mädchen als Gattin paßt, und ſo hat der Pfarrer
ſich entſchloſſen, die Tochter zu Oſtern auf längere Zeit in
das Haus des Sohnes nach Klauſenburg zu geben, wo ſie
leichter Gelegenheit hat, jemanden kennen zu lernen, der
ihrer würdig iſt und dem ihr Herz ſich in Liebe zuneigt.

Dieſer Gedanke an die Zukunft der Tochter und an
die bevorſtehende Trennung bekümmert den alten Herrn um
ſo mehr, als Hedwig von ſolchen Plänen gar nichts wiſſen
will und ganz gewiß nicht nach Klauſenburg ginge, wenn
ihr der eigentliche Zweck dieſer Reiſe bekannt wäre. Man
hat ihr geſagt, daß ihre Schwägerin, die im Sommer ins
Wochenbett kommen wird, ſie um dieſe Zeit im Hauſe nötig
habe. Und da geht ſie natürlich.

16. Januar 1866.
Jn unſerem Dorfe herrſcht eine ſeltſame Stimmung,

halb Erbitterung, halb Freude. Man iſt auf die Regierung
empört und muß ihr doch andererſeits wieder Dank wiſſen.
Und ſo kämpfen denn die beiden Gefühle miteinander
welches aber die Oberhand gewinnen und behalten wird, wer
will das heute ſagen? Jch will mit der Erbitterung an
fangen und mir die Freude, wie es eine gute Mutter ihren
Kindern tut, für zuletzt aufſparen. Alſo unſer Ortsvorſteher
iſt aus Budapeſt zurückgekommen und hat vor verſammelter
Gemeinde über ſeine Erlebniſſe bei den Miniſtern geſprochen.
Er iſt ſehr freundlich aufgenommen, und die Herren haben
ein langes und breites über den Fleiß, die Tüchtigkeit, die
Wohlhabenheit, wie ſie in unſerem Orte herrſchen, geredet
und gemeint, wir ſollen nur mit allem Nachdruck darauf
halten, daß in unſern alten guten Sitten und Bräuchen kein
Niedergang einträte.

Na, ſolche Worte haben dem guten Reiner wie Muſik
in den Ohren geklungen; er hat den völligen Sieg ſchon in
der Hand zu halten geglaubt, hat geredet, wie es ihm über
die Lippen kam, und aus ſeinem Herzen keine Mördergrube
gemacht. Aber als er nun forderte, daß man den Erlaß, der
uns befehle. unſern Verkehr mit den Behörden in ungari
cher Sprache zu führen, zurücknehme, da er in unſere alten
Rechte eingreife und nicht danach angetan ſei, unſern guten

Sinn und unſere Deferenz gegen die Regierung Sr. Majeſtat
des Kaiſers und Königs zu ſtärken, da fing der Wind aus
anderer Richtung zu wehen an. Erſt ein leiſes Säuſeln, zu
letzt ein gewaltiger Sturm. Die Behörden ſeien ungariſch,
die Landesſprache ſei ungariſch, ſo hieß es, da könne eine
kleine deutſche Gemeinde nicht verlangen, daß für ſie Aus-
nahmebeſtimmungen getroffen würden. Der Reiner aber
ſtand ſeinen Mann; Menſchenfurcht kennt er nicht. So hat
denn auch er aufbegehrt, hat darauf hingewieſen, daß, wenn
man unſere deutſche Sprache bei den Behörden ſeit 250
Jahren und länger verſtanden habe, man ſie wohl in Zu-
kunft auch weiter verſtehen könne; es ſei unſer altes Recht,
uns, der eigenen Sprache überall zu bedienen, und die alken
Könige, welche die Krone des heiligen Stephan getragen,
hätten dieſes reſpektiert. Denn ſie hätten gar gut gewuft,
daß ſie an den Deutſchen treue, fleißige und ſittenſtrenge
Untertanen beſäßen. Und wenn man jetzt in dieſes Recht
eingreife, ſo werde man an Stelle der guten und ſreudigen
Geſinnung, die uns für die Obrigkeit beſeele, den Samen
für das Gegenteil ausſtreuen, und was für ein Gewachs
dann aus dieſem Samen aufgehe, dafür könne er, der Orts
vorſteher, keine Bürgſchaft übernehmen.

Huil! Da fuhr der Blitz herunter auf den furchtloſen
Mann. Die Sprachverordnung ſei erlaſſen, daß man ihr
nachkomme, nicht, daß ſie wieder aufgehoben würde, ſo ank
wortete man; und eine ſolche Sprache, wie ſie der Ortsvor
ſteher führe, mache gar keinen Eindruck und könne höchſtens
erkennen laſſen, daß man ſich über den loyalen Sinn der
Gemeinde Beidenburg möglicherweiſe doch getäuſcht habe.

Es ſeien andere Zeiten gegen früher; das Haus Oeſter
reich ſei nicht mehr des Deutſchen Reiches Herrſcher, im
Gegenteil, es habe einen Span darauf, von dem man nod
nicht wiſſen könne, ob er nicht zu einem Kriegsbrande auf
lodere. Und in Budapeſt habe man die ungariſchen Inter
eſſen zu vertreten, keine anderen, und die erforderten, daß
man den kleinen Gemeinden anderer Völker, die in Ungarn
noch beſtünden, keine Sonderrechte einräume. Bei dem
Erlaß bleibe es ein- für allemal, niemand habe daran zu
vüttein Baseama taremtete

(Fortſetzung folgtk.)

ſtändige

Geheim
Botſchaf

nkten G
Abg. n
Oberſte

acht hart

Profeſſo
e geda 2
Graf Ber
d mir au
memals d

Wunſch
die Krie
die A

Abg. W
de geweſen

tut s in
ken Eingr

Graf Be
rvituts nie
jnigung

n Weg
Vorſitzen
der Oeff

anzig und

ſcharfe 30
nkens einz

Abg. Wa
freie

errain g
Tatſache

hte, dieſe
laſſen

Graf B
er Richtu

uſe gegenül
t vorzeitig

Profeſſor
Tſchechoſlo

Graf Ber
Eingzelheit:
Abg. War
rdergru
Graf Bert

tigen.

Abg. War
nicht Ta
ndig ſin
nd, muß ſi
äftigt haben

Graf Verr
Angriff

dern hätte
t richtig ur

tung. Jch
ſonſchen F

te; für mi
dern um di
iſhe Hilfe
Eine weite
opagant

ireten t
eg als eine
Graf Bern

ken zu v
erika, wo j

ſechs M
der Le

v gegründet
weil ſie d
Profeſſor
eine Prope
ſten immer
Graf Bern
fügung. E,
der Unterſ

G. in Am
hme, ohne

aganda i
r ausgegel
Abg. Warm
t vorſtellig

Graf Bern
ein Etat

ndelt. Nu
men, um d
Propagand
machen kö

Profeſſor B
tiſche Zwiſch

Craf Vern
fiel wur
g. Schück
dropaganda

derten Rech
Craf Bern

Lerſtändi.

Abg. Cohn:
auch Vinde

Craf Bern
t feſigeſte

gardender
m nertt-



ngen,
hiedenen

ifunter,
ölkerung

gen und

n i tz ge,

nehmen,

rpreßten

Sock von

dweſtlich

n Chem-

inde
ande.)

Zweler

hen und
r Hölze
ne hatte
und hat

nacht im
Rauten,

n kurzen
en. Zwei
erbeutet,

am an

dem Zu
chönheide

en jeden
ichswehr-

dort nach

wehr ein
00 Mark

Teil der
e Million
ing ihrer
eßßt hatte.

pril.
hat die

t, ſie be
z ungs-
chtungen

di
April.

Gene-
a u aus

wirt
Regie
retung

Peajeſtat
ind aus
eln, zu
igariſch,

ne eine
e Aus
er aber
So hat

wenn
eit 250
in Zu
z Recht,

ie alten
tragen,

ſtrenge
3 Recht
udigen
Samen

ewachs

Orts

chtloſen
an ihr
ſo anl
rtsvor

hchſtens

n der
abe.

Oeſter
er, im
n noch

de P
Jnter

daß

Ingarn
dem

n zu

ernſtorff und Wilſons Hrkedensaktion
Fortſetzung des Sitzungsberichtes

othein: Eine territoriale Abtretung brauchtea evee wohl nicht zu bedeuten. Es könnten wohl
e gerträge über Benutzung gewiſſer Verkehrswege in Be-
e kommen.
Graf torff: Jch glaube nicht, daß man in Amerika andu erteilen treting in Weſtpreußen dachte, ſondern

an zwiſchenſtaatliche Abmachungen.
Warmuth: Die Auffaxung des Grafen Bernſtorff, wie

Feute gibt, iſt etwas gang Neues. Es dürfte kein Zweifel
es ſich bei dem „Korridor“ um deutſches Gebiet handelt,

es an Polen abzutreten ſei.
Profeſſor Schaefer: Oeſterreich kann mit dieſem Satz der
Haft nicht gemeint ſein, denn es hatte ja den Zugang zum

ati Meer.aſeſer Vonn: Die betreffenden Stellen in der Wilſon
Votſchaft ſind ſehr vag gehalten, man kann aus ihnen alles

liche herausleſen. Der Paſſus über die einheitlichen und
ländigen Staaten kann ſich nur auf Polen beziehen.
vorſitzender Gothein: Die Entente hatte Trieſt den Jta-
ern zugeſagt. Damit iſt dieſer Ausdruck der Botſchaft wohl

r auszulegen, daß auch Oeſterreich dieſen Ausgang zum
re erhalten ſollte. Es könnte auch ſein, daß Serbien gemeint
daß ein Zugang nach Saloniki oder nach der Adria verlangt
e. Könnte nicht auch neben der Abtretung eines Korridors
ein völkerrechtliches Servitut gedacht werden
Geheimrat Schäfer: Heine Jnterpretationskunſt wird aus
Botſchaft etwas anderes herausleſen, als daß in allen dieſen
ten nur an Polen gedacht ſein kann.
abg. Warmuth: Es wäre doch verwunderlich, wenn Eyxzellenz
Oberſten Houſe bei dem Geſpräch nicht darauf aufmerkſam
macht hätte, daß da ſehr weſentlich an Polen gedacht werden

Profeſſor Bonn: Es hätte auch an die Konſtantinopeler
e gedacht ſein können.
Graf Bernſtorff: Selbſtverſtändlich iſt zwiſchen Oberſt Houſe
z mir auch über die polniſche Frage geſprochen worden. Mir
memals die Abtretung deutſchen Gebietes zugemutet worden,
Wunſch der amerikaniſchen Regierung ging immer nur da
die Kriegführenden an einen Tſch zu bringen, wo ſie ſich
die Art der Kriegsbeendigung verſtändigen könnten.

Abg. Warmuth: Von „Abtretungen“ iſt alſo niemals die
de geweſen, iſt denn die Möglichkeit eines Ser
tuts in Erwägung gezogen worden, das doch auch einen
ten Eingriff in die Hoheitsrechte einer Nation bedeutet?
Graf Bernſtorff: Mit ſo dürren Worten iſt die Frage des

yituts nicht beſprochen worden, aber immerhin hieß es, eine
jnigung mit Polen ſei notwendig, um Polen
n Weg nach Danzig zu geben.Vorſitzender Gothein: Bei der Diskuſſion dieſer Frage iſt
der Oeffentlichkeit der Gedanke wiederholt aufgetaucht, in

anzig und Königsberg freie Häfen zu eröffnen. Die ſonſt
ſharfe Zenſur hat nichts gegen die Erörterung dieſes Ge
kens einzuwenden gehabt.
Abg. Warmuth: Beſteht für Sie Grund zur Annahme, daß

freie Weg zum Meer auf Koſten deutſchen
errain geſchaffen werden ſolle? Gibt es irgendeine poſi

Tatſache dafür, daß man in der Reichsregierung daran
hte, diele Servitutenbelaſtung des deutſchen Reiches zu
laſſenKraf Bernſtorff: Jch habe niemals Jnſtruktionen nach

er Richtung aus Berlin erhalten. Jch habe mich immer
ſe gegenüber zurückhaltend geäußert, da ich meine Regierung

t vorzeitig binden wollte.
Profeſſor Vonn: Jn Hamburg und anderen Orten ſollte
Tſchechoſlowakei ein beſonderer Freihafen gewährt werden.
Graf Bernſtorff: Wilſon hatte niemals die Abſicht, ſich in
Einzelheiten europäiſcher Gebietsfragen zu vertiefen.
Abg. Warmuth: Aber Polen ſtand doch damals im
rdergrund des Jntereſſe s.
Graf Vernſtorff: Mir iſt über Polen niemals auch nur ein

t amtlich mitgeteilt worden. Die Akten werden das be
tigen.
Abg. Warmuth: Das weiß ich. Gerade deshalb frage ich,
nicht Tatſachen vorliegen, die nicht akten-ndig ſind. Da Polen im Vordergrunde des Intereſſes
pd, a ſich doch Wilſon auch mit der polniſchen Frage be
äftigt haben.

Craf Vernſtorff: Jch werde dann weiter gefragt, ob ich auf
Angriffe des Generals Ludendorff etwas zu

dern hätte. Ich ſoll, ſo ſagt Ludendorff, den Reichskangler
ſt richtig unterrichtet haben. Das iſt eine rein ſubjektive Be

tung. Jch bin auch heute noch der Anſicht, daß aus der
lſonſchen Friedensvermittlung ein Friede hervorgegangen
te; für mich handelte es ſich nicht um die Perſon Wilſons,
dern um die Tatſache, daß die Entente uns ohne die ameri
ſche Hilfe niemals hätte beſiegen können,
Eine weitere Frage weiſt darauf hin, daß der engliſchen
opaganda vielleicht nicht genügend entgegen
treten wurde, ſo daß die amerikaniſchen Soldaten den
eg als einen Kreuzzug betrachteten.
Graf Bernſtorff: Jn Amerika wurde uns vorgeworfen, wir

ten zu viel Propaganda getrieben. Es gab Zeiten in
erika, wo jede Propaganda ausgeſchloſſen war, ß B. in den

ſechs Monaten nach der „Luſitania“. Jn New-HYork iſt
der Leitung Dernbuürgs ein eigenes Propaganda

v gegründet worden. Die Engländer waren uns immer vor
„weil ſie die Nachrichten durch ihr Kabel früher erhielten.
Profeſſor Bonn: Waren ausreichende Mittel vorhanden,
eine Propaganda in großem Stile machen zu können, oder
ten immer erſt Rückfragen in Berlin gemacht werden?
Graf Bernſtorff: Ich hatte überhaupt keine Mittel zur
ügung. Es konnte aber auf Fonds zurückgegriffen werden,

der Unterſtagtsſekretär Albert, der als Vertreter der
G. in Amerika war, beſaß. Es war unmöglich, eine große
me, ohne Rückfrage in Berlin, auszugeben. Für die deutſche
aganda in Amerika wurde überhaupt nur eine Million
ar ausgegeben.
Abg. Warmuth: Sind Sie deswegen nicht beim Auswärtigen
vorſtellig geworden?
Graf Bernſtorff: Als Dernburg die Propaganda übernahm,

ein Etat aufgeſtellt. Er hat dann ſo gut wie ſelbſtändig
ndelt. Nur alle acht oder vierzehn Tage kamen wir zu
ien, um die wichtigſten Sachen gemeinſam zu behandeln.
Propaganda war nicht unzulänglich. Jch hätte auch nicht
machen können.

Jrofeſſor Bonn: Jſt die Wirkung der Propaganda nicht durch
üche Zwiſchenfälle geſtört worden
Oraf Vernſtorff: Wenn unſere Politik den Amerikanern
fiel, wurde natürlich auch unſere Propaganda geſtört.
Aba. Schücking: Wäre es nicht beſſer geweſen, wenn hinter
dropaganda eine große Jdee geſtanden hätte, z. B. die des
berten Rechtsfriedens?
Araf Bernſtorff: Man hat uns nicht geglaubt, daß wir

Lerſtändigungsfrieden wollten.
Abg. Cohn: Waren die ſogenannten Verſchwörungen
zuch Lindernd?

Kraf Bernſtorff: Ein hervorragender amerikaniſcher Rich
dtt feſtgeſtellt, daß von den geſamten ſogenannten deutſchen
wöorungen 99 Prozent einfach erfunden ſind.
Lorſihender Gothein: Wie ſteht es mit ar Bropagauda,

m

ertra- gennteh m

paganda getrieben worden.
Graf Bernſtorff: Meiner Meinung nach iſt viel zu viel Pro

Jch habe unausgeſetzt gebeten, man
möge weder Agenten noch Propagandiſten hinüberſchicken, ſie ſind
aber in Maſſen gekommen. Eine weitere Frage, die an mich
gerichtet worden iſt, bezieht ſich darauf, ob ich die Behauptung
aufrecht erhalte, General Ludendorff habe eine
amerikaniſche Friedensvermittlung nicht ge-
wollt, weil der U-Bootkrieg den Krieg in drei Monaten be
endet haben würde. Jch habe die Aeußerung Ludendorffs ſo auf
gefaßt, als ob dieſe Anſicht die Kollektivauffaſſung
der maßgebenden Kreiſe in Berlin ſei, und das iſt
von allen Zeugen hier beſtätigt worden. Meine Anſicht, daß es
ſich bei meinen Beſuchen bei der Oberſten Heeresverwaltung um
einen reinen Höflichkeitsbeſuch handelte, halte ich
aufrecht, eine Aufforderung zum Beſuch habe ich nicht erhalten,
wenn ich mich auch bei rein geſellſchaftlichen An-
läſſen dazu bereit erklärt habe. Was die Frage von
Privatberichten an das Auswärtige Amt anlangt, ſo weiß ich auch
heute noch nicht, ob ſolche erfolgt ſind.

Auf eine Frage des Abg. Dr. Cohn erklärt ein Vertreter
des Auswärtigen Amtes, zwiſchen dem Gengralkonſu in New
York und dem Geheimrat Grunwald im Auswärtigen Amt ſeien
Privatbriefe gewechſelt worden. Geheimrat Grunwald Habe
dieſe Briefe, ſoweit ſie politiſchen Charakter trugen, in Abſchrift
den betreffenden Stellen vorgelegt; dadurch ſeien dieſe in die
Akten gekommen. Auf eine weitere Frage des Abg. Dr. Cohn,
ob ein direkter Briefwechſel zwiſchen dem Generalkonſul und dem
damaligen Unterſtaatsſekreikär Zimmermann ſtattgefunden habe,
erklärt Graf Bernſtorff, er könne das nicht glauben.

Profeſſor Bonn weiſt darauf hin, z in Amerika die Be
griffe „Wirtſchaft“ und „Politik“ miteinander verſchwiſtert ſeien,
und fragt, wer darüber zu entſcheiden habe, ob ein Bericht eines
Generalkonſulats politiſch von Bedeutung ſei oder nicht.

Graf Bernſtorff: Darüber entſcheidet er ſelbſt. (Heiterkeit.)
Auf eine Frage der Frau Jnchacz erklärt Graf Bernſtorff,

die Militär und Marineſtellen hätten ſich drüben politiſch über
haupt nicht betätigt.

Vorſitzender Gothein: Der Generalkonſul in NewYork ſoll
noch bei der Ueberfahrt nach Europa geſagt haben, Amerika werde
die Beziehungen abbrechen, aber niemals den Krieg erklären.

Graf Bernſtorff: Er hat geſagt, ehe die Amerikaner Deutſch
land den Krieg erklärten, würden ſie lieber Wilſon davonjagen.

Weitere Fragen liegen nicht vor, die Verhandlungen werden
wiederum unterbrochen.

Die nächſte Sitzung des Unterſuchungsausſchuſſes findet am
W den 16. April, vormittags 10 Uhr im Reichstagsgebäude
tatt.

vom Chaos zur Reichseiſenbahn
Der Wiederaufban des Verkehrsweſens.

Berlin, 14. April.
Jm großen Sitzungsſaale des Eiſenbahnverwaltungsgebäudes

tagte geſtern die Konferenz zur Uebernahme der Eiſen
bahnen auf das Reich. Die Konferenz wurde mit einer
Rede des Reichsverkehrsminiſters Dr. Bell eröffnet, der etwa

folgendes ausführte:
Das Reichswehrminiſterium habe zunächſt zwei dringende

Aufgaben: Fertigſtellung des Staatsvertrages wegen Ueber-
führung der Staatseiſenbahnen in die Hand des Reiches und die
Neugeſtaltung des Geſamteiſenbahnweſens. Bei der Zuſtimmung
ſei er davon ausgegangen, daß die Bildung beſonderer Gruppen
aus Vertretern des Wirtſchaftslebens zweckmäßig erſcheine, die
ſich ſpeziell mit der Neugeſtaltung des Eiſenbahnweſens beſchäf
tigen ſollten.

Die Wiederaufbauarbeiten hat das Reich gegen ſeinen Willen
nicht in Angriff nehmen können, weil es die Vereinheitlichung
zum 1. April d. J. betreiben und dazu alle Kräfte anſpannen
mußte. Da nun die Verreichlichung feſtſteht, erfolgte die Zu
ſammenberufung, um den Vertrag kennen zu lernen, und haupt
ſächlich um zu hören, wie der Miniſter ſich die praktiſche Mit-
arbeit des Ausſchuſſes denkt. Zum Staatsvertrag hat ſich bereits
eine Reihe von Wirtſchaftskörpern in den einzelnen Ländern,
vor allem auch in Preußen, geäußert. Jm Reiche fehlte es an
einem derartigen Gremium, und aus politiſchen Gründen er-
ſcheine es bedenklich, ein ad hoc berufenes Kollegium von Reichs
wegen früher eine Frage behandeln zu laſſen, über die ſich die
Wirtſchaftsvertretungen der vertragſchließenden Länder ſich zu
äußern in erſter Linie berufen waren.

Nachdem dann Geheimer Regierungsrat Schleſier den
Staatsvertrag über die Verreichlichung noch einmal kurz erläutert
hatte, erhielt Unterſtaatsſekretär Stieler das Wort über die
Tätigkeit der neuzuſchaffenden Arbeitsgemeinſchaft bei der Neu

eſtaltung des Eiſenbahnweſens. Er ging zunächſt auf die Wirtſo s und Finanzlage des alten Eiſenbahnweſens ein und kam
nach einem Rückblick auf die Tätigkeit der Eiſenbahnen während
des Krieges auf die Folgen des Zuſammenbruchs vom November
1918 für den Betrieb zu ſprechen, wobei er feſtſtellte, daß Ende
1919 die betriebsfähigen Lokomotiven rund ein Drittel hinter dem
letzten Friedensjahre zurückſtanden, daß dabei ein Mehrverbrauch
an Lokomotivkohlen durch die Schlechtigkeit der Kohle von 50 Pro
zent nötig geworden iſt und daß infolgedeſſen die Arbeitsleiſtung
ungeheuer geſunken iſt und die Verkehrsnot der Güterwagen der
von 1914 gleichſteht, obwohl wir heute 44 000 Güterwagen mehr
als damals haben. Als Verſuche zur Abhilfe der Betriebsnot
hob der Redner in erſter Linie die Einſchränkung des Verkehrs
und die Abdrängung der Güterbeförderung auf die Schifffahrt
hervor. Beſonders auf letzteren Wegen ſeien ſchon weſentliche
Erfolge erzielt worden. So ſeien 136 Millionen Tonnen aus
ländiſcher Lebensmittel, die vom Oktober 1919 bis zum Februar
1920 eingeführt wurden, auf den Waſſerſtraßen weiterbefördert
worden. Auch der geſamte Kohlenverkehr zum Ausland ſei auf
den Waſſerverkehr verdrängt worden, ſo daß für andere wichtige
Produkte die Wagenſtellung erleichtert werden konnte. Beſonders
ſeien die Düngemittel bevorzugt worden. Mitte März ſei in faſt
allen Gebieten Deutſchland ſo ausreichend (7) mit Kali verſorgt
geweſen, daß das Kaliſyndikat jetzt Wagen abbeſtellen konnte.
Allerdings ſei die günſtige Lage durch die Unruhen (General-
ſtreikl) auf Monate hinaus zurückgeſchleudert worden.

Eine der ſchwierigſten Fragen für die Eiſenbahnverwaltung
ſei die Werkſtättenfrage, denn trotz der Schließung von Werk
ſtätten habe die Zahl der Werkſtättenarbeiter in Preußen im
März 1920 noch immer 1220900 gegenüber rund 70 000 vor dem
Kriege betragen. Nachdem dann der Vortragende noch auf die
ſchlechte Finanzlage der Eiſenbahnen eingegangen war für
1919 wird der Betriebsfehlbetrag auf rund 5 Milliarden geſchätzt,
und auch der Voranſchlag für 1920 ſetzt trotz der kürzlichen Tarif-
erhöhung einen Fehlbetrag von 2,6 Milliarden voraus, wozu noch
der Mehrbedarf für die Beamtenbeſoldung von 1,8 Milliarden
und für die Arbeiterlöhne von 1,5 Milliarden hinzukommt, gab
er einen kurzen Ueberblick über die allgemeinen Möglichkeiten zur
Hebung des Betriebes durch ſtraffere Organiſation des techniſchen
e ate8 und größerer Ausnutzung der Leiſtungsfähigkeit des

etzes.
Von großem Jntereſſe waren die Ausführungen eines Refe-

renten über den Ablöſungsbetrag. Der Betrag, den das Reich
an die acht Eiſenbahnſtaaten zu entrichten hat, beträgt 41 Mil-
liarden Mark. So hoch dieſer Betrag ausſehe, ſo entſpräche er
bei weitem noch nicht den Forderungen der Einzelſtaaten, von
denen Preußen und Bayern zuſammen allein 150 Milliarden an
gefordert hätten.

Die 41 Milliarden enthalten aber die Fehlbeträge der Eiſen-
bahnen in Höhe von 7,5 Milliarden und etwa 3,5 Milliarden
für die durch den Friedensvertrag an die früheren Feinde ge
kommenen Strecken.

An die Ausführungen der Redner ſchloß ſich die Diskuſſion,
die bis in die Nachmittagsſtunden dauerte.

Halle, 15. April.
An der Saale hellem Strande

Jm Amtsgarten beginnen die grünen Dolden der Flieder
büſche ſich mählich violett zu färben. Ueber ein Kurzes, und die
alten breitäſtigen Kaſtanien auf der Würfelwieſe ſtecken ihre
weißen und roten Kerzen auf. Dieweilen von den Obſtbäumen
ein feiner Blütenregen niederrieſelt. Die Ziegelwieſe, auf der
ſich noch vor wenigen Monden unſere Jugend mit Schlittſchuh-
laufen vergnügte, iſt ein großer weicher, grüner Teppich worden,
aus dem hie und da neugierig ſchlichte Margariten hervorlugen.
Auf der Peißnitz ſchlagen die erſten Nachtigallen. Von den Höhen
des Galgenberges und des Trothaer Felſens grüßen Bäume und
Sträucher, in ſattes Grün gekleidet, ins Tal hinunter. Jn den
träge dahinfließenden, gelbgrauen Fluten der Saale ſpiegelt ſich
die goldene Mittagsſonne. Vor der Schleuſenmeiſterei arbeitet
ein Bagger, unermüdlich ſchwarze Schlammaſſen aus der Tiefe
fördernd ein ergötzliches Schauſpiel für die Kinder. Raſſelnd
und fauchend zieht ein ſchwerer Kettendampfer dahin, die ruhigen
Wogen der Saale aufwühlend. Der Gondelverkehr iſt eröffnet.
Aus den Badeanſtalten und Bootshäuſern ertönt emſiges Häm-
mern; bald wird auch hier Leben und Lachen einziehen. Ein
friſcher Erdgeruch entſtrömt dem Boden, ein betäubender Duft
den blühenden und grünenden Sträuchern und Wieſen.

Leben und Werden allüberall draußen in der Natur. Der
Menſch tut gut daran, fich in ihre Arme zu flüchten aus dem
Haſten und Lärtnen der Großſtadt, aus den Sorgen des Alltags,
aus der Trübſal unſerer Zeit. Aber nicht nur erfreuen und er
bauen ſoll ſich der Menſch an der Natur, er ſoll auch von ihr
lernen. Der Winter hatte die Natur in Schlaf und Untätigkeit
gehüllt, bis ſie nunmehr der Lenz in ſtrahlender Schöne und
Fruchtbarkeit wieder erſtehen ließ. Der Krieg, dem Winter in
der Natur vergleichbar, hat auf unſer Wirtſchaftsleben und das
Schaffen des einzelnen naturgemäß ftörend und hemmend ein
gewirkt. Nun könnte in Deutſchland der Frühling ſchon ſeit ge
raumer Zeit eingezogen ſein. Statt deſſen aber überall noch
rauhe Winterſtürme, Streik und Streit. Wie nun, wenn jetzt
auch die Arbeiter in der Natur, die Wurzeln, die Keime, wie
ihre Genoſſen in den Werkſtätten und Fabriken plötzlich in den
Ausſtand treten würden Nein, ſie ſind viel klüger und weit
ſichtiger: ſie machen keine „Revolution“ und ſchaffen ihre ſeit
Millionen von Jahren bewährten Geſetze und Einrichtungen nicht
ab. Sie tun unverdroſſen ihre Pflicht weiter, denn ſie wiſſen,
daß, wenn fie die Arbeit einſtellen würden, ihr Reich, die Natur,
und damit ſie ſelbſt dem Untergang, dem Tode geweiht ſein
würden.

Finſtern, trotzigen Blickes ſchaut der Eiſerne Kanzler von
der Bergſchenke herab ins Saaletal. Das Schwert iſt der Hand
des Recken entfallen. Der Stauh, der Straße und der Rauch ded
Fabrikſchornſteine haben das Denkmal, das ihm einſt die „dank-
baren“ Hallenſer dort droben errichtet, mit einem düſteren
Schwarz, der Farbe der Trauer, überzogen m

Kapitalertragsſteuer
Das Finanzamt Halle ſchreibt uns:
Das von der Nationalverſammlung beſchloſſene Kapital-

ertragsſteuergeſetz verpflichtet die Schuldner, bei Zahlung ihrer
Schuldengzinſen 10 v. H. der Zinſen einzubehalten und an das für
ſie zuſtändige Finanzamt abzuführen. Dies gilt ſchon für alle
Zinſen, die am 31. März oder 1. April 1920 fällig werden, ebenſa
wie für die ſpäter fällig werdenden Zinſen. Die Steuer muß
binnen einem Monat nach Fälligkeit der Zinsſchuld entrichtet
werden, wobei der Schuldner Namen und Wohnung des Gläu-
bigers, den Schuldbetrag, den Betrag der geſchuldeten Zinſen und
den Zeitraum, für den die Zinſen zu zahlen ſind, anzugeben hat.
Darlehnszinſen, die für die Zeit vor dem 1. Oktober 1919 ge
ſchuldet werden, bleiben ſteuerfrei

Für die Zahlung der Steuer iſt der Schuldner perſönlich ver
antwortlich. Erfüllt er ſeine Verpflichtung vorſätzlich oder fahr-
läſſig nicht, ſo kann er wegen Steuerhinterziehung ſtrafrechtlich
verfolgt werden. Hat der Gläubiger entgegen den geſetzlichen
Vorſchriften den vollen Betrag des geſchuldeten Betrages ohne
Abzug der Steuer erhalten, ſo iſt er ſeinerſeits ebenſo verpflichtet
die Steuer zu entrichten, und zwar an das für ihn zuſtändige
Finanzamt innerhalb eines Monats nach Erhalt der Zahlung.
Für Schuldzinſen, die vor dem 31. März 1920 gezahlt ſind, muß
die Steuer ebenfalls entrichtet werden, wenn die Zinſen erſt am
31. März oder ſpäter fällig werden.

Die Finanzämter (Finanzkaſſen) ſind verpflichtet, dem Glöu
biger auf Verlangen Auskunft darüber zu erteilen, ob der Schuld
ner die Steuer ordnungsmäßig abgeführt hat. Anſprüche auf
Befreiung von der Steuer bedürfen beſonderer Anerkennung durch
das Finanzamt. Für die Erhebung der KHapitalertragsſteuer ſind
in Preußen die Kreiskaſſen zuſtändig, die bis auf weiteres als
Finanzkaſſen gelten. Da die Kreiskaſſen zurzeit mit der Ein
richtung der Kaſſenbücher noch beſchäftigt ſind, empfiehlt ſich, die
Einzahlungen erſt gegen Ende des Monats zu bewirken

W

Die Wiedereröffnung der früheren Kadettenanſtalten als
moderne ſtaatliche Bildungsanſtalten in der Form eines Real-
gymnaſiums mit großem Alumnat findet erſt zum 1. Maf
d. J. ſtatt. Jn unſerer Provinz betrifft das die Anſtalt in
Naumburg a. S. Aufnahme finden neben früheren Zög-
lingen des Kadettenkorps vorzugsweiſe die Söhne von Gefallenen
oder ſchwer. beſchädigten Kriegsteilnehmern, Auslandsdeutſche,
Oſtdeutſche gegen Zahlung von Pflegegeldſätzen, die auf 1500,
1200, 900 und 750 Mark abgeſtuft ſind. Daneben gibt es eine
größere Anzahl von Freiſtellen. Anmeldungen werden noch ent-
gegengenommen von dem geſchäftsführenden Ausſchuß der Ober-
leitung der ſtaatlichen Bildungsanſtalten in Berlin, Halleſches
Ufer 24.

BVaterländiſcher Frauenverein. Wieder iſt die Zeit heran
gekommen, in der wir unſere Boten ausſenden, um die Beiträge
bei unſeren Mitgliedern einſammeln zu laſſen. Da drängt ſich
uns eine Herzensbitte auf die Lippen: Bleibt uns treu in dieſer
ſchweren Zeit! Legt auch bitte die Beiträge bereit, damit unſere
Boten nicht zweimal zu gehen brauchen, was ſoviel Sohlenleder,
Kraft und Zeit erfordert.

„Aus meiner Kriegsgefangenen-Zeit“. Ueber dieſes
Thema wird der Halleſche Schriftſteller Martin Feucht-
wanger, der von Oktober 1916 bis Februar 1920 in fran-
zöſiſcher Kriegsgefangenſchaft war, am Mittwoch, den 21. April
im „Mozartſaal“ einen öffentlichen Vortrag halten. Feucht-
wanger wird über die Mißhandlungen, unter denen die Ge
ſangenen in Frankreich zu hatten, ſowie überdie en e e e e in kreich. Flucht,



Sungerlager, Arbeit, Uebereinkünfte mit der deutſchen Regie
rung u. a. Karten ſind bei Heinrich Hothan zu haben.

Der Deutſchvölkiſche Schutz und Trutzbund läßt Sonntag,
den 25. April, vormittags 11 Uhr, im Thaliaſaal, Geiſt

rohe Ulrichf
Zeitbilder der „H. Z.“.

iſchofs von Köln. Der neue Erzbiſchof Dr. ulte unter demThronhimmel. Die denkwürdige Siheng vre Pativnalver
mlung in Stuttgart während der Märzunruhen. Blick auf die

egierungsſitze- 1. Präſident Fehrenbach, 2. Miniſter Braun,
3. David, 4. Noske, 5. Koch, 6. Müller, T. Bell, 8. Miniſter-
präſident Bauer. Das Ende des 50 000 DollarWettfliegens
von England nach Auſtralien. Gruppe der beteiligten Flieger mit
dem Sieger Kapitän Rofe Smith der die 11294 Meilen lange
Strecke in 668 Stunden zurücklegte.

Die Horderungen der Aktionsausſchüſſe
in Sachſen- Weimar

Aus Weimar wird uns geſchrieben:
Auf einer von ſämlichen Aktionsausſchüſſen des Freiftagtes

Sachſen Weimar beſchickten Konferenz, an der auch die Regierung
teilwahm, wurde die „Finanzierungder Aktionsaus-
ſch üſſ ſe“ beraten und zunächſt ein Antvag dahingehend an-
genommen, daß die Regierung zu verpflichten ſei, aus Landes-
mritteln die perſönlichen und ſächlichen Koſten der in einer Liſte
feſtgelegten Aktions- und Vollzugsausſchüſſe zu tragen. Für die
einzelnen Orte wird der Kopfſatz auf Grund des Durchſchnitts-

nes der qualifigierten Arbeiter durch den Aktionsausſchuß feſtcher Des weiteren wurde über die „Reorganiſation der
Buregukratie“ verhandelt, wobei die Verhältniſſe an der
Univerſität Jena einen ſehr breiten Raum einnahmen und
betont wurde, daß einige ihrer Lehrinſtitute von den Putſchiſten
am 13. März feſtungsartig zur r t ausgebaut geweſen
ſeien. Schließlich wurde eine Entſchließung angenommen,
welche veſagt: „Die Landeskonſferenz verlangt auf das Ent
ſchiebenſte ſofortiges Eingreifen der Regierung in der Frage der
Reorganiſatton der Verwaltung. Alle putſchiſtiſchen Beamten find
unverzüglich zu beſeitigen, ſo der Bezirksdirektor
Leiden roth und andere. Die ſozialiſtiſche Arbeiterſchaft hat
die Republik verteidigt; ſie iſt ſich ihrer ungeheuren Bedeutung
für den Staat bewußt und verlangt ſtürmiſch Sicherung dec
friedlichen Arbeit durch reſtloſe Beſeitigung aller veaktionären
Beamten in Rechtſprechung und Verwaltung und Erſatz durch
Sozialiſten. Wichtigen politiſchen Beamten Bezirks-
direktoren, Bürgermeiſtern uſw. ſind Bei-geordnete, d. h. von politiſchen und freigewerk-
ſchaftlichen Organiſationen und Aktionsaus-
ſchüſſen beſtimmte Vertrauensleute vbeizu-geſellen. Eine Ueberwachung der Regierung (1)
durch die r r iſt daher durchaus angebracht und
zann vorerſt nicht aufgegeben werden. Nachdem ſich herausgeſtellt
hat, daß die Regierung die Vorgänge im Lande nicht gebührend
würdigte, muß den Aktionsausſchüſſen die Auf
gabe eines politiſchen Beobachtungspoſtens
übertragen werden, damit ſie den Pulsſchlag des öffentlichen
Lebens abzulauſchen vermögen.“

Sicherheitspolizei in Gotha
Gotha, 14. April.

Um die Maßnahmen des Reichskommiſſars zu ſichern, iſt
heute, nach einem Telegramm unſeres Sonderberichterſtatters,
hier eine ſtarke Abteilung Sicherheitswehr eingerückt.

y. Nordhauſen, 13. April. (Stadtverordnetenſitzung.) Unſere Stadtverordneten haben in ihrer geſtern
abend abgehaltenen Sitzung den Antrag des hieſigen Ortsver-
bandes deutſcher Bühnenangehöriger auf Ueberlaſſung
des Stadttheaters für die Zeit vom 15. Juni bis
1. September d. J. zu wöchentlich drei bis vier Vorſtellungen
unter eigener Leitung und für eigene Rechnung abgelehnt und
die Haushaltspläne der ſtädtiſchen Schulen für 1920 feſtgefetzt,
welche erheblich höhere Zuſchüſſe als im Vorjahre erfordern.
Für die im Vorjahr eingeführte Lernmittelfreiheit wurden in
den diesjährigen Volksſchul-Haushaltsplan 100 000 M. einge
ſtellt. Die Stadtverordneten ſprachen ihr lebhaftes Bedauern
darüber aus, daß der Miniſter für Volksbildung keinen Zwang
zum Abbau der Vorſchulen der ſtaatlichen höheren Lehranſtalten
für Oſtern 1920 ausgeſprochen hat, wodurch die Bemühungen
der Stadtverwaltung, die Einheitsſchule ſchon jetzt allgemein
einzuführen, durchkreuzt wurden. Die neue Volk s hoch
ſchule zeigt eine erfreuliche Entwickelung, da ſie 900 bis 1000
Hörer zählt.

X Jeßnitz, 13. April. (Jagdausſichte n.) Jn unſerer
Gegend ſind die jungen Haſen gut durch den Winter gekommen.
Von dem erſten Satze, den MärzHäslein, ſieht man vielfach ge
ſunde Tiere, ſo daß die Ausſichten für die diesjährige Nieder
jagd von den Jägern günſtig beurteilt werden. Ebenſo hat der
Faſanenbeſtand in der Salegaſter Aue, welche dieſem Flugwilde
den beſten Aufenthalt bietet, zugenommen.
Ridder.

tzk. Weimar, 12. April. (Die Abfindungsange-legenheit des Großherzogs.) Zur Auseinander-
ſetzung zwiſchen dem Staate und dem großherzoglichen Hauſe
wird jetzt mitgeteilt, daß nach den bisherigen Verhandlungen
der geſamte kammer und kronfiskaliſche Beſitz als Staatseigen-
tum beanſprucht worden iſt. Vorläufig iſt dieſes Eigentumsrecht
auch anerkannt worden. Weiter war in Ausſicht genommen,
daß dem ehemaligen Großherzog ein Jnſitzrecht, namentlich im
neuen Teile des Schloſſes in Weimar eingeräumt werden ſollte.
Bezüglich der Wartburg war in Ausſicht genommen, eine Stif
tung des öffentlichen Rechts zu begründen, der die Wartburg
mit Umgebung zu Eigentum übertragen und der die Erhaltung
der Burg nebſt den dem großherzoglichen Haus eigentümlichen
Kunſtſchätzen in ihrem jetzigen Zuſtande zur Aufgabe gemacht
werden würde. Ein Anſpruch des Großherzogs ging dahin, es
möge ihm im Nationaltheater in Weimar die große Loge über
laſſen werden. Das wurde von der Regierung abgelehnt. Vom
geſamten bisherigen groß herzoglichen Beſitz wurde lediglich be
anſprucht der Goethegarten im Park und die Fürſtengruft. Er-
wähnt ſei noch, daß die Regierung eine Erſtattung der vom
Großherzog für den Neubau des Theaters aufgewendeten
214 Millionen Mark abgelehnt hat. Ebenſo lehnte ſie völlig ab,
die Tragung des Reichsnotopfers durch den Staat zu überneh
men. Auf der hier kurz angedeuteten Grundlage ſchien Aus
ſicht vorhanden zu ſein, zu einer Verſtändigung über die Abfin
dung zu gelangen. Der Staatsſtreich vom 13. März, der in den
betetligten Kreiſen und vielleicht auch bei einem Vertreter des
Großherzogs vorgeahnt worden iſt, hat zu einer neuen
Stellungnahme bei den Beteiligten geführt und ein Schreiben
gzseitigt, durch das die Vorſchläge, betr. das Schloß in Weimar,
gelehnt worden find. Die Staatsregierung hat darauf ihr
Anerbigten, betr. das Jmfſtrocht des Großhergogs im Schloß in
Weimar, zurückge nommen und muß nun das Ergebnis weiterer
Verhandlungen gzeigen, ob überhaupt eine Verſtändigung über
die age in abſehbarer Zeit möglich iſt.

H. Sporlkb
Rennen zu Dortmund

(Eigene Drahtmeldungender „H. Z.“)

J. .7 7 1. 2. Lausbub.Toto 30, Platz 16 34. Ferner liefen 6 Pferde.
2. Quaſimodo-Rennen. 1. Zepike, 2. Treuherr,

3. Nikol. Toto 72, Platz 34 22. Ferner liefen 5 Pferde.
3. Verkaufs-Rennen. 1. Fliegender Aar, 2. Dia-

nontill, 3. Schweſterchen. Toto 21, Platz 12 13. Ferner liefen
5 Pferde.

4. Digna-Rennen, 1. Wolfram, 2. Kirchbach, 3. Zori.
Toto 15, Platz 14 21. Ferner liefen 5 Pferde.

Markgrafen-Rennen. 1. Ahnung, 2. Waſſerratte,
3. Luci. Toto 14, Platz 11 13 12.

6. April-Ausgleich. 1. Savanju, 2. Pilgrim, 3. Lu
kretig. Toto 32, Platz 28 25: 20.

7. Haſen-Jagdrennen.
3. Frei. Toto 49, Platz 18 37: 15.

Z

Halleſcher Schwimmverein von 1902. Am Freitag, den
16. April, abends um 7 Uhr, im „Hofjäger“, Lindenſtraße 76,
Vortrags- und Unterhaltungsabend für alle Mitglieder (Damen,
Herren, Jugend), deren Eltern und Angehörige. Schwimm-
freunde und Gäſte willkommen.

gg. Der Verband Mitteldeutſcher Ballſpielvereine hält am
kommenden Sonnabend in Weimar mit dem Kreis Thüringen
eine gemeinſame Vorſtandsſitzung ab. Der wichtigſte Punkt
der Tagesordnung ſoll nun endlich Klarheit darüber bringen, wer
eigentlich von den beiden führenden Thüringer Vereinen, der
Sportklub Erfurt oder der Erſte Sportverein Jena, den Meifter-
titel zu führen berechtigt iſt. Dieſes iſt trotz der Beteiligung des
Sportklubs Erfurt an den Ausſcheidungsſpielen in der Mittel
deutſchen Meiſterſchaft noch immer nicht geklärt.

Abdruck der mit einem verſehenen Original-Artikel und Original- Meldungen der
volkswirtſchaftlichen Teils nur mit genauer Quellenangabe Halleſche Zeitung geſtatte

Keine neue Swangsbewirtſchaftung des Leders
Der Verband der Deutſchen Berufsgenoſſenſchaften hatte

ſich mit einer Eingabe an den Reichswirtſchaftsminiſter gewandt,
in der er darum bat, bei einer etwaigen Wiedereinführung der
Zwangsbewirtſchaftung der Häute- und Lederbeſtände dafür
Sorge zu tragen, daß den Unfallverletzten für orthopädiſche
Zwecke Leder zu angemeſſenen Preiſen zur Verfügung geſtellt
würde. Hierauf hat der Reichswirtſchaftsminiſter mitgeteilt.
daß nicht die Abſicht beſtünde, die Häute- und Leder-Zwangs-
bewirtſchaftung wieder einzuführen, er hätte jedoch den Regie-
rungen der Länder anheimgeſtellt, die Kommunalverbände zu
veranlaſſen, ihrerſeits eine Bewirtſchaftung des Häuteanfulles

durchzuführen. eAktiengeſellſchaften
Fuſion Mitteldeutſche Privat-Bank, Commerz- und Dis

kontobank. Die darüber umlaufenden Gerüchte beruhen, wie
mir aus zuverläſſiger Quelle erfahren, lediglich auf ganz unver-
bindlichen Beſprechungen.

Vereinigte Lauſitzer Glaswerke Akt.Geſ. Es foll eine Divi
dende von 25 (20) Prozent vorgeſchlagen werden. Zugleich wird
beantragt werden, das Aktienkapital durch Ausgabe von 4 200 009
Mark Aktien auf 8 400 000 Mk. zu erhöhen. Die jungen Aktien
ſollen den Aktionären zum Bezuge zum Nennwert angeboten
werden.

Eiſenhüttenwerk Thale Akt.Geſ. Die Geſellſchaft hat von
der Harzer Brauerei Akt.Geſ. in Halberſtadt das ihr gehörige
Braueveigrundſtück in Thale, mit der Brauerei Thale Akt.Geſ. in
Thale, zur Vergrößerung ihres Betriebes gekauft.

Falkenſteiner Gardinenweberei und Bleicherei, Akt.Geſ. Die
außerordentliche Generalverſammlung genehmigte die Kapi
talserhöhung um 1700000 Mk. Die neu auszugebenden
Aktien werden den bisherigen Aktionären zu einem noch feſtzu-
ſetzenden Kurſe im Verhältnis 3:2 angeboten.

Hugo Schneider, Akt.-Geſ., Paunsdorf. Der Aufſichtsrat hat
beſchloſſen, der auf den 28. Mai einzuberufenden Generalver-
ſammlung die Verteilung einer Dividende von 25 (30) Proz.
in Vorſchlag zu bringen. Steigende Umſätze und erhöhter Geld-
bedarf veranlaſſen die Verwaltung, einer Kapitals-
erhöhung näherzutreten, über die vorausſichtlich die nächſte
Generalverſammlung entſcheiden ſoll. Die Höhe der Kapitals
vermehrung iſt noch nicht feſtgelegt.

1. Tankgräfin, 2. Bummler,

Die Leipziger Bierbrauerei Riebeck u. Co. übernimmt die
Kommunbrauerei in Altenburg vorläufig pachtweiſe.

Induſtrie, Handel, Hanclwerk
Wagengeſtellung. Jm Eiſenbahndireknonsbezirk Halle

(Saale) einſchließlich der anſchließenden Privatbahnen werden
an 12. April für Kohlen. Hoks, Briketts und Naßpreßſte:ne ge-
ſtellt 6674 Wagen zu 109 Tonnen, nicht geſtellt 659 Wagen zu
10 Tonnen.

Märkiſche Flachsverwertung. Vor Aufnahme des Flachsbaues
im großen Stil, der nicht nur Webſtoff, ſondern auch in der Lein
ſagt wertvolles Futtermittel liefern ſoll, planen die Landwirt-
ſchaftlichen Genoſſenſchaften der vier altmärkiſchen Kreiſe Salz-
wedel, Gardelegen, Stendal, Oſterburg die Gründung einer
Flachsverwertungsgenoſſenſchaft.

Erhöhung der Bierpreiſe in Bayern. Angeſichts der weiteren
Steigerung der Selbſtkoſten und zur Verhinderung noch weit
gehenderer Stillegungen von Betrieben kündigen die bayeriſchen
Brauereien eine bedeutende Grhöhung der Bierpreiſe an, die ſo
fort vorzunehmen ſei. Jn Franken iſt der Preis von 75 M. und
in der Pfalz ein ſolcher von 100 M. als erforderlich bezeichnet
worden.

Erhebung der Bierſteuer. Jm „Reichsanzeiger“ wird das
Geſetz über die Erhebung der Bierſteuer von dem auf Grund des
Artikels 268 des Friedensvertrages zur Einfuhr kommenden Bier
veröffentlicht. Danach iſt für Bier bei der Einfuhr die innere
Steuer zu erheben, und zwar mit 6,25 Mk. für 1 Hektoliter Bier
von nicht mehr als 4,5 Proz. Stammwürzegehalt mit 12,50 Mk.
für 1 Hektoliter Bier von nicht mehr als 13 Proz. Stammwürze-
gehalt, und mit 18,75 Mk. für 1 Hektoliter anderes Bier. Der
Reichsminiſter der Finanzen erläßt die näheren Anordnungen
und beſtimmt den Zeitpunkt des Jnkrafttretens dieſes Geſetzes.

Neue Preiſe für Kunſthonig. Eine Verordnung des Reichs
ernährungsminiſters ſetzt neue Preiſe für Kunſthonig feſt. Die
Preiſe ſind weſentlich erhöht worden, da, um eine Kürzung der
Mundrvation für Zucker zu vermeiden, zur Herſtellung von Kunſt-
honig vorwiegend teurer Auslandszucker verwendet werden muß.
Der neue Herſtellerpreis beträgt, ſobald nicht unmittelbar an
Kleinhändler und Verbraucher verkauft wird, in Paketen oder
Doſen bis zu 1 Kilogr. Jnhalt 1223 M. je 100 Kilogr., in Be
hältniſſen mit mehr als 1 Kilogr. Jnhalt 1180 M. je 100 Kilogr.
Der Großhandelspreis beträgt bei Lieferung in Paketen oder
Doſen bis zu 1 Kilogr. Jnhalt 1313 M. je 100 Kilogr. in Behält
niſſen mit mehr als 1 Kiolgr. Inhalt 1270 M. je 100 Kilogr. Der
Kleinhandelspreis beträgt beim Verkauf an die cher o
Lieferung in Paketen oder Doſen 7,30 M, je 1 gahne Poran Rum Ausſtich) 7,20 M. je 1 Pfund.

Tabaksbewirtſchaftung. Jm „Reichsanzeiger“ iſt eine Ver
ordnung betreffend Ausführung und Ergänzung der Verordnuno

über Rohtabak, vom T. Aprik 7920 enthalken. Sie entzgt
ſtimmungen über An und r von Tabak, über Tabat
Erhebung von Gebühren uſw.
früherer Bekanntmachungen außer Kraft geſetzt.

Hancdels-Schrifttum
Herausgabe eines praktiſchen Stenerhandbuchs durg

Reichsverband der Deutſchen Jnduſtrie.

Gleichgeitig werden eine

Reichsverbandes der Deutſchen Induſtrie erſcheint ein
der geſamten

Kaufmann,

dieſes Werks,

Erbſchaftsſteuer

Verpackung)
der Deutſchen Jnduſtrie,
bezogen werden.

neuen Steuergeſetzgebung Verla
Linde, Berlin) von den Rechtsanwälten Dr. Fritz Ha

und Dr. Georg Cleeves, Berlin, welches dem Induſtriellen
aber auch allen übrigen Steuerpflichtigen

und überſichtlich durch entſprechende Stoff und Druckanord
ſowie an Hand von Beiſpielen die praktiſche Kenntnis der
ſtimmungen ſämtlicher Steuergeſetze übermittelt.

Berliner Börſenberichte
Börſenſtimmungsbild. An der Börſe trat heute eine

kräftige Erholung ein, die die geſtrigen Verluſte in
Fällen ziemlich ausglich. Faſt allgemein herrſchte die A
vor, daß die Rückgänge in ihrer Höhe nicht gerechf war
und andererſeits bildete auch die neuerlich eingetretene
ſchlechterung des Markkurſes einen Anlaß zu Käufen

Anſehnlich waren die EValutapapieren.
papieren und Spezialwerten.

ſchleſiſcher
Bochumer

liche Aenderungen.

Eiſenbahnbedarf

Die Bör
zu leicht nachgebenden Kurſen.

Produktenbericht. Am Produktenmarkt
ſchieden feſte Stimmung, die ein kräftiges Anziehen der Pret
zur Folge hatte. Die Steigerung der ausländiſchen
übte hierbei einen weſentlichen Einfluß aus. Für
ſich ſtarke Nachfrage für alle Bedarfsdiſtrikte geltend.
früchte ſtiegen gleichfalls im Preiſe. Doch erſtreckte ſich di
luſt meiſt nur auf kleinere Partien.
Preiſen erhältlich. Die Umſätze blieben aber unbedeutend be
und Stroh mußten bei vermehrtm Begehr teurer begahlt werd
Wetter regneriſch.
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NewYork 59,40
Paris 389,60Schweiz 106875
Spanien 1009Wien (altes) 24,47
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wurden nicht amtlich ermittel
41 S Deutsche Schatz-

scheine VI--IX 76.255 Deutsche Reichsanl. 79.75
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2 e T4 Charl. Stadtanl. 8999 S
4 Magdeb Stadtanl. 91/06 10150
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liche Pfandbriefe 102,50
4 Preuss. Centr.-Bod.-

Pfandbriefe 101,754 Preuss. Hypot. -Bank-
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4 Dessauer Gas-Oblig.

4 100.50Ausländ. Werte
4 Oesterr. Kron.-Rente 32,25
4 Ungar. Gold-Rente 68.754 Ungar. Kronen-Rente 38. 7.5

FVisenbahn-Aktien:
Halberstadt-Blankenb. 110.25
Halle-Hettstedter 84,Schantungbahn 545.,Allg. Lokal-Str.
Gr. Berl. Str. 138Magdeburger Str.-B.
Lux. Prinz Heinrich. -B. 610,
Orientbahn 286.Schiffahrts- Akt.
Hambg. Paketfahrt 210 50Hambg.-Südamerika 291.50
Hansa-Dampfsehift 390,
Nordd. Lloyd 197 50

Banken:Bank für Thür. 161.Berl. Handelsges. 204.Comm u. Diskontobank I 197.50
Darmstädter Bank 145,
Dess. Landesbank 125.50
Deutsche Bank 310,Diskonto-Comm. 224,Dresdner Bank 186,50Credit-Anst. Leipzig 177.50
Mitteld. Kreditbank 155,p Privat-Bank 171,50
Nationalbank 150.Oesterr. Kredit 116,Reichsbank 158,
Industrie- Aktien
Schultheiss- Brauerei 272,
AKt. t. Anilin 354.,50Allgem. Elektr.-Ges. 384,50
Ammendorfer Papierf.
Anhalter Kohlenw. 285.Annaberger Steingut 351,
Badische Anilin 505Bergmann Elekt. Akt. 254.
Berl. Masech.-Bau 364.50Bismarekhütte 403,Boehumer GuBstahl 350
Chem. Fabrik Buckaun 239,
Chem. Griesheim 320,Chem. v. Heyden 375.Consolidation Schalke 425,25
CröllwitzerPapierfabr.
Daimler-Motoren 307.Deutsch-Luxemburg 346,

Hauptſchriftleiter

Deutseche Veberse e-El.
Dentsche Erdöl
Deutsche Gasglähi..
Deutsche Kali
Deutsche Waff. u. Mun.
Donnersmarkhütte
Döring u. Lehrmann
Dürkoppwerke
Elberfelder Farben
Engelhard Brauerei,
Felten u. Guilleaume
Gasmotoren Deutz
Gebhardt u. Co.
Gebbardt a. König
Gelsenkirech. Bergh.
Glauziger Zuckerfhbr.
Hallesche Masch.-Fabr.
Hann. Masoh.
Harpener BergHasper Eisen
Hirsch Kupfer
Höchster Varbw.
Hoesch Bisen u. Stahl
Hohenlohe- Werke
Humboldt-Masch.
IIse-Bergbaun
Kahla- Porzellan
Kaliw. Aschersleben
Körbisd. Zucker- Akt.
Kyffhäuserhütte

ahmeyer u. Co.
Lauchhammer e
Laurahütte
Lingel, ErfurtLinke u. Hofmann.
Ludwig Loewe u.
Lothringer Hütte
Mannesmannröhren
Maschinenfabr. Buekau
Oberschl. PVisenb. Bed.

do. Caro Heg.
do. Kokswerko

Orenstein u. Koppel
Phönix-Bergb.
RKhein. Metall-Vorz
RKhein. Stahlwaren
Riebecek. Montan
Rombacher Hütten

sitzer Braunk.
Rositzer Zucker
Sangerhäuser Masech.
Hugo Schneider u.
Schuckert u. Co.
Siemens u. Halske
Stettiner Chamotte
Stettiner Vulkan.
Stollberger Zinkh.
Strals. Spielkarten
Terra“, Samen-A.-G.Phale- Visenhütte

Triptis- Akt. -Ges.Turkigone Tabakregie
Ver. Köln-Rottwoeiler
Glanzstoft Elberk.
Wegelin u. Hübner.Woerseh.- W elssenf. Brk.
Westeregeln-Alkali
Wittener GuBbstahl
Wrede-Mälzerei
Zeitzer Maseh.
Zellstoff Waldho
Otavi-Minen

Tendenz foest.

Helmut Böttcher.
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5900,

Verantwortlich für Pollttk: Holmut Böttcher für politiſche Nachrichten vo
wirtſchaft und Sport: Hans Heiling; für den geſamten übrig
Teil: Erich Sellheim. Anzeigenteil: Paul Kerſten; ſämtli
Otto Thiele, Buch und Kunſtdruckerei, Verlag der Halleſchen Zeitung
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